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A N F R A G E von Michael Welz (EDU, Oberembrach) und Hans Egli (EDU, Steinmaur) 
 
betreffend Sexuelle Aktivitäten auf öffentlichen Badeplätzen sowie pornografische 

«Gesundheitsförderung» (HIV-Prävention) des BAG 
__________________________________________________________________________ 
 
Immer mehr Personen im Kanton Zürich sind verärgert und stören sich an dem zuneh-
menden Ausmass von sexuellen Aktivitäten auf öffentlichen Badeplätzen. Der Bericht des 
Tagesanzeigers vom 12. Mai 2014 weist auch auf den Ärger von Eltern hin, die sich mit ihren 
Kindern nicht mehr auf die Werdinsel getrauen. Die Werdinsel ist kein Einzelfall im Kt. 
Zürich. Auch an anderen Orten zeigt sich eine ähnlich Problematik. 
 
Die neueste HIV-Präventionskampagne des Bundes zeigt Sex-Werbespots am Fernsehen. 
Über 40 Sekunden zeigen sich kopulierende Paare und eine Sadomaso-Frau bei verschie-
densten Sexpraktiken. Juristisch gesehen mag es vielleicht nicht pornografisch sein, im 
Empfinden vieler Menschen dagegen schon. Insbesondere da der Clip ohne Altersbe-
schränkung auch für Kinder und Jugendliche frei zugänglich ist und eine gekürzte Fassung 
zu einer Zeit im Fernsehen ausgestrahlt wird, zu der viele Kinder noch nicht im Bett sind.  
 
Die Sex-Bilder der Plakatkampagne verletzen die Scham von vielen Kindern, Jugendlichen 
und auch Erwachsenen. Die Sex-Werbespots sowie die Plakatkampagne führen dazu, dass 
das Schamgefühl der Bevölkerung tendenziell eher abnimmt und dadurch auch sexuelle 
Aktivitäten in der Öffentlichkeit eher praktiziert werden. 
 
In diesem Zusammenhang bitten wir den Regierungsrat um die Beantwortung der nachfol-
gend aufgeführten Fragen: 
 
1. Ist der Regierungsrat auch der Ansicht, dass sexuelle Handlungen nicht an einen öffent-

lich zugänglichen Ort gehören? 
 
2. Was unternimmt der Regierungsrat gegen sexuelle Auswüchse in der Öffentlichkeit, kon-

kret z.B. auf der Werdinsel? 
 
3. Ist der Regierungsrat auch der Ansicht, dass die Aidsprävention des Bundes das tolerier-

bare Ausmass überschreitet? 
 
4. Widersprechen die Sex-Clips des BAG nicht in krasser Weise der Kampagne von Pro 

Juventute gegen Sexting? 
 
5. Was haben diese pornografischen Plakate mit expliziten Sexszenen und der noch skan-

dalösere Videoclip mit Gesundheitsförderung zu tun? 
 
6. Was unternimmt der Regierungsrat, dass die mit Steuergeldern finanzierten HIV-

Präventionssexszenen nicht mehr ausgestrahlt werden und an dieser Stelle eine HIV-
Kampagne geführt wird, die dem Kindesschutz und dem Schamgefühl der Bevölkerung 
gerecht wird? 

 
7. Ist der Regierungsrat auch der Ansicht, dass eheliche Treue nach wie vor die beste 

Aidsprävention darstellt, diese Präventionsmassnahme jedoch vom BAG ignoriert wird? 
 

Michael Welz 
 Hans Egli 
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